
Antrag 

 

der Abgeordneten Landbauer, MA, Königsberger, Aigner, Dorner, Handler, Vesna 

Schuster, Ing. Mag. Teufel gemäß § 32 LGO 2001 

 

betreffend:  Standortgarantie für NÖ Polizeiinspektionen   

 

Niederösterreich hat seinen Bürgern Schutz und Hilfe in allen Bedrohungsszenarien 

zu gewährleisten. Sicherheit ist dabei die Voraussetzung für ein geordnetes und 

würdevolles Zusammenleben. Der Polizei kommen als zentralem Bestandteil der 

Exekutive wichtige Aufgaben, insbesondere zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 

Ordnung und Sicherheit, zu. Die Polizei wehrt Gefahren ab, schützt die Bürger, verfolgt 

strafbare Handlungen, nimmt Menschen, die Gesetze brechen, fest und hilft 

Verbrechen aufzuklären.  

 

Um den landesweiten Schutz und die Sicherheit der Niederösterreicher garantieren zu 

können, bedarf es einer möglichst breit und flächendeckend aufgestellten 

Polizeistruktur, die jederzeit rasch und effizient handeln kann. Im Jahr 2014 hat die 

damalige Innenministerin Johanna Mikl-Leitner die Schließung von insgesamt 122 

Polizeiinspektionen angeordnet. In Niederösterreich waren 21 Dienststellen betroffen. 

 

Um weitere Schließungen von Polizeiinspektionen zu verhindern, bedarf es einer 

umfassenden Standortgarantie für alle Inspektionen in Niederösterreich sowie einer 

landesweiten Bedarfserhebung für potentielle neue Dienststellen im Umfeld von 

bekannten Kriminalhotspots.  

 

 

 

Landtag von Niederösterreich 

Landtagsdirektion 

Eing.: 20.02.2020 

Ltg.-1016/A-3/386-2020 

R- u. V-Ausschuss 



Die Gefertigten stellen daher den 

 

Antrag: 

 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

 

„1. Der NÖ Landtag spricht sich im Sinne der Antragsbegründung für eine 

umfassende Standortgarantie für Polizeiinspektionen in Niederösterreich sowie 

für die Evaluierung potentieller neuer Polizeiinspektionen im Umfeld bekannter 

Kriminalhotspots aus. 

 

2. Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung, 

insbesondere an den Bundesminister für Inneres, heranzutreten, um eine 

Standortgarantie für Niederösterreichs Polizeiinspektionen zu erwirken sowie 

eine Bedarfsanalyse potentieller neuer Dienststellen durchzuführen.“ 

 

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag dem Rechts- und Verfassungs-

Ausschuss zur Vorberatung zuzuweisen.   

 


